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ist der Bf. aus dem von ihm vorgebrachten Grunde im verfassungsgesetz- 
lich gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen 
Richter nicht verletzt worden. 

3. Die Verletzung eines sonstigen verfassungsgesetzlich gewährlei- 
steten Rechtes ist vom Bf. nicht behauptet worden und im Verfahren vor 
dem VfGH nicht hervorgekommen. 

Die Beschwerde war daher abzuweisen. 

7392 
Entwurf eines Gesetzes über die unschädliche Beseitigung 
gefährlicher Abfälle (Wiener Sonderabfallgesetz); weder Bun- 

des- noch Landeskompetenz 
Erk. v. 23. März 1936, K II-1/35 (vgl. Kundmachung BGBI. 187/1976) 

1. Die Erlassung des von der Wiener Landesregierung im Entwurf 
vorgelegten Gesetzes über die unschädliche Beseitigung gefährlicher Abfälle 
(Wiener Sonderabfallgesetz) fällt weder in die Zuständigkeit des Bundes noch in 
die der Länder. 

2. Rechtssatz: 
Die Regelung der unschädlichen Beseitigung von Abfällen fällt insoweit fn 

die Zuständigkeit der Länder, als sie nicht in Angelegenheiten erfolgt, deren 
Regelung der Gesetzgebung des Bundes vorbehalten ist. 

3. Der Bundeskanzler ist verpflichtet, diesen Rechtssatz unverzüglich im 
Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Die Wr. LReg. hat dem VfGH den Entwurf eines „Gesetzes über 
die unschädliche Beseitigung gefährlicher Abfälle (Wiener Sonderab- 
fallgesetz)" mit dem Antrag vorgelegt, der VfGH wolle gemäß. Art. 138 
Abs. 2 B-VG in Verbindung mit () 53 VfGG 1953 feststellen, „ob die 
Erlassung und Vollziehung eines Gesetzes, das dem beiliegenden 
Entwurf entspricht, in die Zuständigkeit des Bundes oder der Länder 
fällt". 

2. a) Der vorgelegte Gesetzesentwurf hat folgenden Wortlaut: 

„Der Wiener Landtag hat beschlossen: 
Anwendungsbereich 
f 1. Gegenstand dieses Gesetzes ist die unschädliche Beseitigung gefährlicher 

Abfälle. 
Gefährliche Abfälle 
f 2. (1) Abfälle im Sinne dieses Gesetzes sind Sachen, deren sich der 

Verfügungsberechtigte entledigen will oder bei denen nach den Umständen des 
Falles anzunehmen ist, daß sich der Verfügungsberechtigte ihrer entledigen 
wollte. 
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(2) Gefährliche Abfälle im Sinne dieses Gesetzes sind jene Abfälle, die nach 
Art, Menge und Beschaffenheit geeignet sind, Menschen an Leben oder 
Gesundheit zu gefährden oder unzumutbar zu belästigen, sowie Tiere, Pflanzen, 
bauliche Anlagen, Boden, Gewässer oder Luft ernstlich nachteilig zu 
beeinflussen. 

Beseitigungspf licht 
3. (1) Gefährliche Abfälle sind in angemessener Zeit unschädlich zu 

beseitigen. Zur Beseitigung ist der über den Abfall Verfügungsberechtigte 
verpflichtet. Der Hauseigentümer, in dessen Gebäude Abfälle zurückgelassen 
wurden, und der Liegenschaftseigentümer, auf dessen Grundstück Abfälle 
zurückgelassen wurden, haften für die unschädliche Beseitigung, sobald sie von 

diesen Umständen Kenntnis erhalten oder doch bei gehöriger Aufmerksamkeit 
erhalten mußten. Die Verpflichteten haben die unschädliche Beseitigung 
entweder selbst zu besorgen oder sich hiefür geeigneter Personen zu bedienen. 

(2) Als unschädlich beseitigt gelten gefährliche Abfälle, wenn durch 
entsprechende Ablagerung oder Behandlung sichergestellt ist, daß keine der im 

) 2 Abs. 2 bezeichneten Wirkungen eintreten kann. 

Sonderabfälle 
$ 4. (1) Durch Verordnung der Landesregierung sind jene Arten und Mengen 

gefährlicher Abfälle (Sonderabfälle) zu bestimmen, deren Beseitigung wegen der 
dabei erforderlichen Umsicht und besonderen Vorkehrungen von Fachkundigen 
durchgeführt werden muß. In der Verordnung sind auch entsprechende Fristen für 
die Beseitigung festzulegen. Die nach g 3 Abs. 1 zur Beseitigung Verpflichteten 
haften bis zur Übergabe der Abfälle an den Fachkundigen. 

(2) Als Fachkundige gelten natürliche und juristische Personen, von denen 
eine entsprechende Beseitigung von Sonderabfällen zuverlässig erwartet werden 
darf und die über die entsprechenden Einrichtungen zur unschädlichen 

Beseitigung von Sonderabfällen verfügen. Die Zuverlässigkeit ist jedenfalls dann 
nicht mehr gegeben, wenn keine ordnungsgemäßen Aufzeichnungen über die 
entgegengenommenen Sonderabfälle und deren Verbleib geführt werden. 
Soferne die Beseitigung nicht restlos erfolgen kann, so treffen den Fachkundigen 
bezüglich der anfallenden Reste, soweit diese gefährliche Abfälle darstellen, 
seinerseits die nach diesem Gesetz sonst den Verfügungsberechtigten obliegen- 
den Pflichten. 

Verzeichnis der Fachkundigen 
$ 5. (1) Die Behörde hat ein Verzeichnis der Fachkundigen zu führen, welche 

zur entsprechenden Beseitigung der nach 54 Abs. 1 bestimmten Arten von 
Sonderabfällen bereit sind. Die Behörde hat, wenn eine Verordnung nach g 4 
Abs. 1 kundgemacht wurde, Personen, die an einer Aufnahme in das Verzeichnis 
der Fachkundigen interessiert sind, öffentlich zur Anmeldung einzuladen. 

(2) Mit der Anmeldung haben die Interessenten die zur Beurteilung der 
Voraussetzungen nach $ 4 Abs. 2 erforderlichen Unterlagen beizubringen. Die 
Unterlagen haben im besonderen eine Beschreibung der zur Verfügung 
stehenden Beseitigungseinrichtung zu umfassen. Die Behörde hat über die 
Aufnahme in das Verzeichnis mit Bescheid zu erkennen. 

(3) Das Verzeichnis ist von der Behörde zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 
(4) Die Behörde hat die Streichung aus dem Verzeichnis über Antrag oder von 

Amts wegen, gegen die weitere Zulassung Bedenken bestehen, zu verfügen. 

Aufzeichnungspf licht 
$ 6. Wer über Sonderabfälle gemäß der nach $4 Abs. 1 zu erlassenden 

Verordnung verfügt, hat Aufzeichnungen über Art und Menge der angefallenen 



Nr. 7792 — Erk. v. 23. März 1976, K 11-1/75 

Sonderabfälle, den Tag und die Art ihrer Beseitigung sowie den Namen und 
Standort des herangezogenen Fachkundigen zu führen. Die Aufzeichnungen sind 
mindestens 3 Jahre, vom Tag der Beseitigung an gerechnet, aufzubewahren und 
zur Einsicht für Behördenorgane bereitzuhalten. 

Überwachung 
lj 7. (1) Die Behörde hat die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes 

und der dazu ergangenen Verordnungen zu überwachen. Zu diesem Zweck ist 
den Behördenorganen bei Tag jederzeit, im Gefahrenfalle auch bei Nacht 
ungehinderter Zutritt zu allen in Betracht kommenden Teilen von Grundstücken 
zu ermöglichen. Den Behördenorganen sind die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und über Verlangen die Aufzeichnungen zur Einsicht vorzulegen. Die 
Behördenorgane haben sich auf Wunsch der Betroffenen auszuweisen. 

(2) Die Behördenorgane sind befugt, von Abfällen für Zwecke einer 
Untersuchung im notwendigen Ausmaß Proben zu entnehmen. 

Aufträge 
$ 8. (1) Die Behörde hat nötigenfalls die unschädliche Beseitigung gefährlicher 

Abfälle innerhalb angemessener Frist aufzutragen. 
(2) Der Auftrag ist dem Verfügungsberechtigten, wenn dieser nicht feststellbar 

ist, zur Beseitigung rechtlich nicht imstande ist oder aus sonstigen Gründen nicht 
dazu verhalten werden kann, dem Hauseigentümer, in dessen Gebäude sich die 
gefährlichen Abfälle befinden, ansonst dem Liegenschaftseigentümer zu erteilen. 
Deren privatrechtliche Ersatzansprüche gegen den Verfügungsberechtigten 
bleiben unberührt. 

Sofortmaßnahmen 
$ 9. Zur Abwehr einer von gefährlichen Abfällen unmittelbar drohenden 

Gefahr hat die Behörde ohne vorangegangenes Verfahren deren sofortige 
Beseitigung durch unmittelbaren Zwang zu vollziehen. Die Beseitigung ist auf 
Gefahr und Kosten der nach $ 3 Abs. 1 zur unschädlichen Beseitigung 
verpflichteten Personen durchzuführen. 

Behörde 
g 10. Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist der Magistrat; über Berufungen 

entscheidet die Landesregierung. 
Strafbestimmungen 
$ 11. Wer den Bestimmungen der 5$ 3, 6 oder 7 oder auf Grund dieses Gesetzes 

erlassenen Verordnung zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsübertretung 
und ist hiefür mit Geld bis zu S 60. 000, im Falle der Uneinbringlichkeit mit Arrest 
bis zu 3 Monaten zu bestrafen. Bei Überwiegen erschwerender Umstände kann an 
Stelle oder neben der Geldstrafe eine Arreststrafe bis zu 3 Monaten verhängt 
werden. " 

b) Der Gesetzentwurf wird von der Wiener Landesregierung wie folgt 
motiviert: 

„Herkömmliche Abfälle und Abwässer werden in Wien auf landesgesetzlicher 
Grundlage durch gut funktionierende Einrichtungen der Gemeinde abgeführt und 
beseitigt. So erfolgt die Beseitigung nichtßüssiger hauswirtschaftlicher Abfälle 
und dgl. im Wege der öffentlichen Müllabfuhr, während Abwässer von Gebäuden 
in das öffentliche Kanalnetz einzuleiten sind; Abwässer, die in Senkgruben 
gesammelt werden, werden gleichfalls regelmäßig entfernt. Vor allem zum Schutz 
der von der Gemeinde zur Verfügung gestellten Einrichtungen sind jedoch 
gefährliche Stoffe von der Abfuhr bzw. Einleitung ausgenommen. Über diese 
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gefährlichen Abfälle jeglicher Art kann demnach grundsätzlich frei verfügt 
werden. Wenn auch wilde Ablagerungen durch verschiedene Bundes- und 
Landesgesetze (z. B. das Wasserrechtsgesetz 1959, die Straßenverkehrsordnung 
1960, das Forstrechtsbereinigungsgesetz 1962, das Wiener Naturschutzgesetz 
1955, das Wiener Feuerwehrgesetz 1957 und das Wiener Feldschutzgesetz 1969) 
eingeschränkt werden, so kommen sie dennoch vor. 

Dem vorliegenden Gesetzentwurf liegt deshalb die Absicht zugrunde, die 
gefährlichen Abfälle schon am Entstehungsort zu erfassen und von da an zu 
kontrollieren, daß der Verfügungsberechtigte für eine unschädliche Beseitigung 
sorgt. Damit soll von vornherein unterbunden werden, daß sich verantwortungs- 
lose Personen zum Nachteil der Allgemeinheit gefährlicher Abfälle in nicht 
vertretbarer Weise entledigen. 

Primär soll derjenige, der gefährliche Abfälle hervorbringt, für die 
Unschädlichmachung bzw. Beseitigung sorgen. Besonders problematische Stoffe, 
die durch Verordnung zu bestimmen sein werden (z, B. etwa Altöle oder Säuren), 
sollen überdies nur Fachkundigen zur Beseitigung übergeben werden dürfen. 
Über diese Sonderabfälle soll Buch geführt werden, um ein unkontrolliertes 
Verschwinden hintanzuhalten. " 

3. a) Die BReg. hat eine Äußerung erstattet, in der sie beantragt, der 
VfGH wolle feststellen, daß der vorliegende Gesetzentwurf in seiner 
Gesamtheit nicht der Gesetzgebungszuständigkeit der Länder unter- 
liege. 

b) Die Bgld. und die Krnt. LReg, vertreten in ihren Äußerungen die 
Meinung, daß durch den Gesetzentwurf auch Angelegenheiten erfaßt 
werden, die in die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes fallen. Es 
liege hier ein kompetenzrechtlich komplexer Begriff vor, der über die 
Zuständigkeit der Länder hinausgehe. Die Krnt. LReg. zieht daraus den 
Schluß, daß zur Erlassung eines derartigen Gesetzes weder der Bund 
noch die Länder zuständig seien. 

Auch die übrigen sechs nicht antragstellenden LReg. haben 
Äußerungen abgegeben. Sie sind der Meinung, daß die Erlassung des im 
Entwurf vorgelegten Gesetzes in die Zuständigkeit der Länder fällt. 

II. Der Entwurf kann den Gegenstand der Beschlußfassung in einer 
gesetzgebenden Körperschaft bilden ((j 54 VerfGG 1953). Der Antrag ist 
daher zulässig. 

III. In der Sache selbst hat der VfGH erwogen: 
1. a) Eine ausdrückliche verfassungsrechtliche Bestimmung, daß eine 

dem vorgelegten Entwurf entsprechende Regelung in die Gesetzge- 
bungskompetenz des Bundes fällt, besteht nicht, 

Ebensowenig besteht eine solche ausdrückliche Bestimmung, die die 
Regelung der Abfallbeseitigung der Landesgesetzgebung zuwiese. 

b) Die Generalkompetenz zur Gesetzgebung liegt nach dem System 
der Bundesverfassung bei den Ländern. Von der Zuständigkeit der 
Bundesländer sind nur diejenigen Angelegenheiten ausgenommen, 
welche ausdrücklich in die Zuständigkeit des Bundes verwiesen sind 
(vgl. z, B. Slg. 2937/1956). 
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Trotz dieses Umstandes und obgleich die Abfallbeseitigung kein 
eigener Kompetenztatbestand nach den Bestimmungen des B-VG ist und 
auch durch andere verfassungsgesetzliche Bestimmungen nicht aus- 
drücklich dem Bund zur Regelung übertragen wurde, ist eine 
vollständige oder teilweise Unterstellung unter einen anderen Kompe- 
tenztatbestand als den des Art. 15 Abs. 1 B-VG nicht ausgeschlossen (vgl. 
Slg. 2674/1954). 

c) In der österreichischen Verfassungsordnung sind konkurrierende 
Kompetenzen nicht vorgesehen. Damit wird aber nicht ausgeschlossen, 
daß ein Lebenssachverhalt unter verschiedenen, sich aus bestimmten 
Sachgebieten ergebenden Gesichtspunkten zum Gegenstand mehrerer 
gesetzlicher Regelungen gemacht wird, auch wenn sich diese auf 
verschiedene kompetenzrechtliche Grundlagen stützen (vgl. z. B. 
4348/1963, 7169/1973 und 7582/1975). 

d) Die unschädliche Beseitigung gefährlicher Abfälle (g 2 Abs. 2 des 
vorgelegten Gesetzentwurfes) ist aber kein eigenes Sachgebiet, aus dem 
sich Gesichtspunkte für eine gesetzliche Regelung ergeben könnten. 
Vielmehr ist die Beseitigung gefährlicher Abfälle — ähnlich der 
Raumordnung (vgl. Slg. 2674/1954) — ein komplexer Begriff. Er umfaßt 
alle Tätigkeiten, die auf den einzelnen Sachgebieten der unschädlichen 
Beseitigung gefährlicher Abfälle dienen. Die Zuständigkeit zur 
Regelung dieser Tätigkeiten ergibt sich sohin als Ausfluß der 
Zuständigkeit zur Regelung des betreffenden Sachgebietes. Es können 
daher sowohl der Bund als auch die Länder die oben näher umschriebene 
Abfallbeseitigung regeln, jede dieser Autoritäten jedoch immer nur auf 
Sachgebieten, die nach der Kompetenzverteilung der Bundesverfassung 
in ihre Zuständigkeit fallen. 

e) aa) Beispielsweise fließt aus der Zuständigkeit des Bundesgesetz- 
gebers zur Regelung der in den Kompetenzbestimmungen des Art. 10 
B-VG umschriebenen Sachgebiete (etwa „Angelegenheiten des Gewer- 
bes und der Industrie", „Wasserrecht", „Sprengmittelwesen", „Gesund- 
heitswesen", „Veterinärwesen") auch seine Kompetenz, die unschädli- 
che Beseitigung von (gefährlichen) Abfällen zu regeln, soweit sie mit 
diesen Sachgebieten in Zusammenhang steht. 

bb) Für den Landesgesetzgeber besteht die Zuständigkeit, im 
Rahmen seiner Generalkompetenz (Art. 15 Abs. 1 B-VG) die unschädli- 
che Beseitigung von Abfällen in allen Angelegenheiten zu regeln, die 
nicht unter Art. 10 bis 12 B-VG fallen. Er kann also beispielsweise die 
unschädliche Abfallbeseitigung im Zusammenhang mit dem Natur- 
schutz (einschließlich des Landschaftsschutzes), dem Landwirtschaftswe- 
sen (einschließlich der Landeskultur) und dem Baurecht (einschließlich 
des Ortsbildschutzes und der Ortsbildgestaltung) ebenso regeln, wie er 
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als Ausfluß seiner Generalkompetenz die Abfuhr des Hausmülls zu 
regeln berechtigt ist. 

cc) Jeder Gesetzgeber ist zuständig, die Abfallbeseitigung unter den 
Gesichtspunkten zu regeln, die sich aus den nach der Bundesverfassung 
in seine Kompetenz fallenden Sachgebieten ergeben. In dieser Hinsicht 
schließt die Zuständigkeit des einen Gesetzgebers die Zuständigkeit des 
anderen Gesetzgebers nicht aus. 

2. a) Der vorgelegte Gesetzentwurf enthält sowohl die Beseitigung 
von Abfall betreffende Regelungen, die dem Bund vorbehalten sind, als 
auch derartige Regelungen, die den Ländern vorbehalten sind. 

b) Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung fällt, da ihr Wortlaut 
eine Trennung nicht gestattet, also sowohl in die Bundes- als auch in die 
Landeskompetenz. Dies hat zur Folge, daß zur Erlassung eines Gesetzes, 
das dem vorgelegten Entwurf entspricht, weder der Bund noch die 
Länder zuständig sind (vgl. Slg. 5093/1965, 5910/1969, 6338/1970). 

Es war daher die im Spruch (PunktI) enthaltene Feststellung zu 
treffen. 

7793 

KOVG; keine Bedenken gegen $ 42 Abs. 1 und 3 aus dem 
Blickwinkel des Gleichheitsgebotes; keine Willkür; denkmögli- 

cher Gesetzesvollzug 
Erk. v. 24. März 1976, B 231/34 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Mit Bescheid des Landesinvalidenamtes für Kärnten vom 
27. März 1974, OB 0217/025932 K, wurde der Bf. gemäß den gg 13 und 42 
KOVG für die Zeit vom 1. Jänner 1970 bis 31. Dezember 1972 die 
Waisenrente zuerkannt. Diese wurde nach der Höhe berechnet, wie sie 
für die einzelnen Zeiträume im Gesetz festgelegt war. Gleichzeitig 
wurde auch festgestellt, daß die der Bf. während des genannten 
Zeitraumes gewährte, vom Einkommen nach g 13 KOVG abhängige 
Waisenrente (Erhöhungsbetrag) in einer Höhe von 17. 077, 20S unge- 
bührlich empfangen worden sei, weil die Bf. in dieser Höhe ein nach den 
Einkommensteuerbescheiden des Finanzamtes K errechnetes und bei 
der Feststellung der Waisenrente nach g 42 Abs. 3 und 13 Abs. 3 KOVG 
zu berücksichtigendes Einkommen aus selbständiger Arbeit (Honorare 
für die Tätigkeit als freie Mitarbeiterin beim ORF) bezogen hat. 


